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Währungsfonds auf Wechselkurs

Eine Reform des IWFist dringend notwendig

Claudia Dietze

ußerfür einen kleinen Kreis von

Finanzfachleuten und Volkswir-

ten ist der Internationale Wäh-

rungsfonds (IWF) eineseltsame Erschei-
nung aufder Weltbühne. Es herrscht Un-
klarheit, weshalb er besteht und was er

tut. Durch die Diskussionen über den
Chefposten des IWFist der Fondsin letz-
ter Zeit häufig in die
Schlagzeilen geraten.
Dabei ist der Macht-
kampf zwischen Euro-
pa und den USA nur auf
den ersten Blick ein Ge-

rangel um Personen.
Was kann, soll und

muss der Währungs-

fonds zukünftig leisten,
heißt die Frage,die hin-
ter den Kandidaten
steht. Dass es eine Re-

form geben muss,istal-

len Mitgliedern des
Fondsseit der asiati-
schen Währungskrise
und den darauffolgen-
den Turbulenzenin der
internationalen Finanz-

architektur bewußt.
Dies istaber auch schon
das einzige, worüber

mansicheinigist.
In der derzeitigen Si-

tuation steht der ameri-
kanische Kandidat
Stanley Fischer eher für
einen marktradikalen Kurs. Der deutsche
Bewerber Horst Köhler repräsentiert ei-
nen interventionistischen Ansatz, also die

Bereitschaft der Politik, unliebsamen Ent-
wicklungen entgegenzuwirken und die-
se nicht allein den Kräften des Marktes
zu überlassen. Dagegen wird von den

Marktradikalen angeführt, dass der Markt
nur unhaltbare Strukturen bereinigt. Auf
lange Sicht gäbe es deshalb keineAlter-
native zur Rotstiftpolitik, die Staatsbetrie-
be privatisiert, Sozialetats kürzt und Sub-

ventionenstreicht, um Haushaltsdefizite

abzubauen und die Landeswährungenzu
stabilisieren.

 
Mitgliedsstaaten vergibt, überschneiden
sich die Betätigungsfelder der beiden Or-
ganisationen immer wieder. Von ameri-
kanischerSeite wird eine Reform gefor-
dert, die den Fondsstärker an seine mo-

netären Kernaufgaben binden und Ent-
wicklungshilfe allein der Weltbank über-
lassensoll. !

Der Währungsfonds- historisch ge-
‚prägt

Der IWF wurde kurz nach dem 2. Welt-
krieg gegründet, um eine neue Finanz-
ordnung für die heutigen Industriestaa-
ten zu schaffen. Der Gründung gingen
Verhandlungeniim amerikanischen Bret-

ton Woodsvoraus,an de-
nen alle führenden Indu-
striestaaten, unter ihnen

auch die UdSSR,teilnah-

men. Den Verhandlungs-
teilnehmerInnen wurden
zwei Vorschläge unter-
breitet. Nach dem Plan
des britischen Ökonomen
Keynessollte eineinter-
nationale „Clearing Uni-
on“ geschaffen werden,
bei der die Schulden ei-
nes Staates durch ein neu
zu schaffendes Bankgeld
(„Bancor“) gedeckt wer-
den sollten. Diesem Sy-
stem wurde derZuspruch
verweigert, da es vor al-
lem Entwicklungsländer
bevorzugte. Das heutige
Währungssystem beruht
auf dem Vorschlag des
Amerikaners White: Alle
Mitgliedsländerleisten
einen eigenen Beitrag in
einen gemeinsamen
Pool. Dieser besteht zu

25% aus Gold und zu 75% aus der je-
weiligen Landeswährung. Im Fall von
Zahlungsbilanzdefiziten (Summe der
Importe höher als Summeder Exporte)
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vergibt der Fonds kurz- und langfristige
Kredite.

Insgesamt beruhte das System auffe-
sten Wechselkursen, d. h. zwischen den

Landeswährungen bestanden feste Um-
tauschkurse, die nicht durch Angebot und
Nachfrage auf dem Finanzmarkt be-
stimmt wurden, sondern durcheine Ver-

einbarung mit dem IWF. Die Notenban-
ken der Staaten hatten diesen Kurs mit-
tels Interventionen (Ankauf der eigenen
Währung) zu verteidigen.

Krisen - ein ständiger Begleiter des
Systems

Anfang der 70er Jahre befand sich die-
ses Systemjedochin einer schweren Kri-
se. Ein Problem resultierte daraus, dass

in einem System fester Wechselkursedie
Währungen durch den IWF je nach ih-
rem tatsächlichen Wert unter Berücksich-
tigung der wirtschaftlichen Entwicklung
des Landes angepaßt werden müssen. Die
erforderlichen Auf- und Abwertungen
wurden unter Berufung auf ihre monetä-
re Souveränität von den Staaten verwei-
gert so dass das Währungsgefüge immer
weniger den tatsächlichen Gegebenhei-
ten entsprach.

Ein weitaus größeres Problem ergab
sich zudem aus der Wirtschaftspolitik der
USA.Der amerikanische Dollar hatte im
Weltwährungssystem eine Doppelrolle.
Zum einen war er Währungeines Mit-
gliedsstaates, zum anderen beruhte das
Paritätssystem des IWF auf dem Dollar
als Maßstab für die Bewertung der Wäh-
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rungender anderen Mitgliedsstaaten. Das
Vertrauen der anderen Mitglieder stützte
sich dabei aufdie Parität des Dollars zum
Gold und das Versprechen der USA,
Dollar auf Verlangen in Gold umzutau-
schen. Dieses Vertrauen sank aber in dem
Maß, in dem die amerikanische Regie-
rung große Haushaltsdefizite entstehen
ließ, die zu einer Überbewertungdes Dol-
lars führten. Wegen mangelnder Goldre-
serven gab die amerikanische Regierung
1971 die Konvertibilität des Dollars in
Goldauf. Auchdie Dollar - Einlösepflicht
bestand ab diesem Zeitpunkt nicht mehr.

Statt dessen wurden Sonderziehungs-
rechte eingeführt. Diese stellen einen

zer

Anspruchder Mitgliedsstaaten gegenüber
dem IWF auf Umtausch der eigenen
Währungin konvertible Währungendar.
Benötigt also ein IWF - Mitglied im Fall
von Zahlungsbilanzdefiziten Devisen,
kann es vom Fonds den Umtausch von
eigener Währungin eine andere in der
Höhe des ihm zustehenden Sonderzie-
hungsrechtes verlangen.
Das System der festen Wechselkurse

wurde aufgegeben und die Währungen
den Einflüssen von Angebot und Nach-
frage ausgesetzt. Dieser Vorgang wird mit
„Floating“ bezeichnet. Ein System, das
bis heute beibehalten wurde. Innerhalb
des Gebietes des Europäischen Wäh-
rungssystems, das bis zur Einführung des
Euro bestand, hatte man die Wechselkur-

se der einzelnen Mitgliedsländer jedoch
mit festen Umtauschkursen aneinander
gekoppelt. Nach Außen, so im Verhält-
nis zum Dollar, blieben sie dabei immer

noch ungebunden.
Die Kernaufgabe des Fonds bestehtje-

doch auch nach diesen wichtigen Ände-
rungen im Abkommen noch immerin der
Stabilisierung des internationalen Wäh-
rungssystems. Zu große Wechselkurs-
schwankungen sollen verhindert und
Mitgliedsstaaten, die Probleme in ihrer
Zahlungsbilanz aufweisen,soll unter die
Arme gegriffen werden.

Stimmrechte - Vormachtstellung der
Industriestaaten

Die Ungleichgewichtein der Wirtschafts-
kraft und in den Zahlungsbilanzen zwi-
schen Industriestaaten und Entwicklungs-
ländern habensich in denletzten Jahren
verschärft und nehmen noch weiter zu.

     

Die verschiedenenInteressen zu koordi-
nieren und zu bündeln, war für den IWF

von Beginnan ein Balanceakt.
Das gewichtete Stimmrecht, das bis auf

eine geringe Zahl von Basisstimmen nach
der wirtschaftlichen Bedeutung eines
Landesdifferenziert, hat im Fonds zu ei-

ner Zwei - Klassen - Gesellschaft ge-
führt.” Bei Abstimmungenhatjedes Mit-
glied 250 „Basisstimmen“ und fürjede $
100 000 seiner Zahlungsquote eine wei-
tere Stimme. Die Entwicklungsländer
fordern die Aufhebungdes Prinzips des
„weighted voting“ und die Herstellung

größerer Gerechtigkeit. Das demokrati-
sche Prinzip wäre am konsequentesten

verwirklicht, wenn jedes Land die glei-
che absolute Stimmzahlerhielte. Hierge-
gen wird immer wieder eingewandt,dass
die Bezugspunkte im IWF sowohlderfi-
nanzielle Beitrag als auch die wirtschaft-
liche Stellung des Mitgliedslandesin der
Staatengemeinschaft seien. Materielle
Gerechtigkeit könnealso nur verwirklicht
werde, wenn Gleiches gleich und Ver-
schiedenes nachseiner Eigenart verschie-
den behandelt werde’. Bei der Abstim-
mung überdie Struktur des internationa-
len Währungssystems geht es aber gera-
de nicht darum,dass derjenige bestimmt,
der zahlt. Vielmehr sind alle Staaten als
gleichberechtigt zu behandeln. Jedoch
muss beachtet werden, dass die großen
Industrieländer ohne ein Vetorecht nicht
bereit wären, sich den Regeln eines in-
ternationalen Währungssystemszu unter-
werfen. Im Falle der Abschaffung des
gewichteten Stimmrechts ist zum einen
eine Austrittswelle der Industriestaaten zu
befürchten. Zum anderen würden die Ent-
wicklungsländertrotz Stimmenmehrheit
an der faktischen währungspolitischen
Vormachtstellung der Industrieländer
scheitern. Um weiterhin im Gespräch zu
bleiben, ist es viel wichtiger, die Lösung
der Probleme im Konsens zu suchen und
es nicht auf eine Eskalation des Interes-
senkonflikts ankommenzu lassen. In die-
se Richtungist auch die Politik des IWF
in den letzten Jahren gegangen.

Auflagenpolitik - Gewährleistung
des „sinnvollen“ Mitteleinsatzes?

Ebenfalls schon seit dem Bestehen des

Fonds wird darüber diskutiert, ob die
Zahlungsbilanzhilfen an Auflagen gebun-
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den werden dürfen. Das heißt, ob und in

welchem Ausmaß man dem Hilfe benö-
tigendenStaat Vorschriften machen kann.
Ein quasi-automatisches Zugangsrecht zu
den Finanzhilfen des IWF, wiees die bri-

tische Delegation unter Keynes vor-
schlug, wurde von amerikanischer Seite
nicht akzeptiert. Man hatte von Anfang
an beabsichtigt, durch die Gewährung
von Krediten Einfluß auf die wirtschaft-
liche und politische Entwicklung eines
Landes zu nehmen. Durch eine formali-
stisch komplizierte Gestaltung der Auf-
lagenpolitik soll die Rückzahlung der
Mittel gesichert, die Laufzeiten der Kre-
dite begrenzt und der revolvierende Cha-
rakter der Mittel erhalten werden. Dane-
ben muss der Fonds gewährleisten, dass
seine Mittel zum Zweck der Zahlungs-
bilanzanpassung anstatt für unsinnige
Prestigeobjekte, Luxusgüter und Rüs-
tungsprojekte genutzt werden. Diese
Funktionen rechtfertigen Auflagen für
Hilfen des IWF. Jedoch muss immerwie-
der überprüft werden, inwieweit die In-
dustriestaaten mit Hilfe der Auflagenpo-
litik versuchen, ihre Interessen in den

Entwicklungsländern durchzusetzen, und
so in die Souveränitätsrechte anderer
Staaten eingreifen. So ist die Rolle des
IWF im Rahmender Hilfsleistungen für
Rußland immer wiederkritisiert worden.
Er habe „weder Kenntnisse über die so-

genannten Transformationsgesellschaften
noch die Kompetenz zur Bewältigung
ihrer Krisen“. Dieser Kritik muss zuge-
stimmt werden, wenn die westlichen

Industrienationen mit ihren Pauschal-
lösungenins Feld ziehen, die den beson-
deren Situationen in Entwicklungs- oder
Schwellenländern nicht gerecht werden.
Die Notwendigkeit einer Reform des

Weltwährungssystemsist in der Hilflo-
sigkeit des IWFbei der Verhinderung
oder Begrenzung der Währungskrisen der
letzten Jahre besonders deutlich gewor-
den. Neben den Finanzkrisen in Rußland
(1998) und Brasilien (1999) hat voral-
lem die ostasiatische Währungskrise in
der 2. Hälfte des Jahres 1997 Aufsehen
erregt.

Währungskrisen - ein unbeherrsch-
bares Phänomen

Der Grund für die Währungskrisen in
Asien liegt vor allem in spekulativen
Transaktionen. Dabeisind die Erwartun-
gen über Kursgewinne an den Devisen-
märkten der Ausgangspunkt jeder Spe-
kulation: wird eine Abwertung der aus-
ländischen Währungundeine damit ver-
bundene Aufwertung der heimischen
Währungerwartet, verschulden sich die
SpekulantInnen in der ausländischen
Währung und legen das aufgenommene
Geld im Inland an. Folgt nun die erwar-
tete Abwertung, so benötigt der oder die
SpekulantInn nicht die gesamte Geldan-
lage, um seine Schuldenin der ausländi-

schen Währung zurückzuzahlen. Den
verbleibenden Teil behält er odersie als
Gewinn. Wennsich die Prognose jedoch
nicht bewahrheitet, entstehen Verluste.

Normalerweise haben solche Spekulatio-
nen einen eher positiven Effekt bei der
Feststellung des Wechselkurses. Im Fall
der asiatischen Staaten entwickelten sie
sich jedoch zu einem Machtkampf zwi-
schen den SpekulantInnen und den na-
tionalen Zentralbanken: Ziel der Speku-
lantInnen war es, die Regierungen und
Zentralbanken der kleinen asiatischen
Staaten zu zwingen, ihre Währungen ab-
zuwerten. Aufdem Devisenmarkt wurde
die Währung,die abgewertet werden soll-
te, in erheblichem Umfang angeboten
undgleichzeitig Dollar nachgefragt. Die
Zentralbanken waren gezwungen,ihre ei-
gene Währung durch Devisenzu stützen,
um deren Kurs zu gewährleisten. Bedenkt
manjedoch, dass die SpekulantInnen,zu-

meist private Finanzinstitutionen, über
zweistellige Milliarden Dollarbeträge
verfügen, wird klar, dass die Zentralban-

ken, gerade der Schwellenländer, dem

Kräftemessen nicht Stand halten können
undletztlich die eigene Währung abwer-
ten müssen. Womit die SpekulantInnen
aufKosten dieser kleinen, am Beginnih-
rer Entwicklung stehenden Länder Ge-
winne machen. Diesen geht es dabei nur
um die hohen Gewinne, die bei solchen

„Geschäften“ gemacht werden. Dertat-

sächliche Wert einer Währung oder gar
die wirtschaftliche Entwicklung des be-
troffenen Landesist für die SpekulantIn-
nen uninteressant.
Den betroffenen Ländern wird häufig

vorgeworfen, die Finanzkrisen wären ein
hausgemachtes Resultat schwerwiegen-
der struktureller Mängel wie unsoliden
Finanzinstituten, unzureichender Ban-

kenaufsicht, Spekulationen mit Immobi-
lien, Vernachlässigung der Infrastruktur
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und des Bildungswesens sowie Korrup-
tion. Ebenso werdendie festen Wechsel-
kurse vieler Entwicklungs- und Schwel-
lenländer zur Ursachefür das Währungs-
desaster abgestempelt. Dass jedoch die
Abwertung vonder Spekulation erzwun-
gen wurde und nichts mit einer durch
Angebot und Nachfrage regulierten
Wechselkursbestimmung zu tun hat, wird
wohl bewußt übersehen. Denn die Kapi-
talströme, die zur Aufheizungder Situa-
tion und zum Zusammenbruchdes Sy-
stems führen, gehen von privaten Spe-
kulantInnen der Industriestaaten aus. Um
zu verbergen, dass bei der Lösung der
Probleme hier angesetzt werden muss,
versucht man, Mängel im Finanzsystem
der betroffenen Länderfür die Krise ver-
antwortlich zu machen.

Statt dieser gegenseitigen Schuldzu-
weisungen sollte man lieber beginnen,

vorbeugende Maßnahmen zu ergreifen
und die nötigen Antikrisensysteme für
neue Währungsturbulenzen zu entwik-
keln. Vorschlägefür präventive Maßnah-
men gibt es eine ganze Menge.’ Eine
Diskussion über den Chefposten des
Fondsschadeteiner raschen Umstruktu-
rierung nur. Odersoll die Uneinigkeit der
Industrienationen auch weiterhin auf
Kosten der Entwicklungsländerausgetra-
gen werden?

Claudia Dietze studiert Jura und
lebt in Tübingen.

Literatur:

Erdmenger, Christoph, Globalisierung der Fi-

nanzmärkte, Forum Recht 3/1997,76.

Huffschmid, Jörg, Umrisse einer neuen Finanz-

architektur, in: Blätter für deutsche und in-

ternationale Politik 1999, 688.

Kloten, Norbert, 50 Jahre Bretton Woods: Re-

naissance des Regimesfester Wechselkurse,

in: Hess, Wirtschaftspolitik in offenen Volks-

wirtschaften, 1994, 50.

Köhler, Claus, Spekulation contra Entwicklungs-

politik. Eine Analyse der ostasiatischen Wäh-

rungskrise,in: Politik und Gesellschaft On-
line 2/1998 >www.fes.de/ipg/ipg2_98/

artkoehler.htmI<.

Lucke, Peter, Internationaler Währungsfonds,

1997.
Reierma, Christian, Oskar auf Werbetouren,in:

Der Spiegel 47/1998, 26.

Sapir, Jaques, Die verblendete Rußlandpolitik des
Westens, in: le monde diplomatique v.
17.12.1999.

 

Anmerkungen

2 Lucke 1997, 7.

3 Lucke 1997, 8, Fn. 25.
4 Sapir le monde diplomatiquev. 17.12.1999.
5 Huffschmid, Blätter für dt. und int. Politik,

1999, 696; Erdmenger FoR 3/97, 78.  


